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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I 
S. 1728) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 Absatz 3 und 
mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. 
S. 578), das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 12. Oktober 
2020 (GVBl. S. 807) geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt 
Neukölln von Berlin:

§ 1
Der Bebauungsplan XIV-155a vom 4. März 2019 mit Deckblatt 

vom 11. Dezember 2019 für die Grundstücke Johannisthaler Chaus-
see 387, 391, Wildmeisterdamm 252, 256, 260 sowie 262 im Bezirk 
Neukölln, Ortsteil Buckow, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermessung 

zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, beglaubigte Abzeichnungen 
des Bebauungsplans können bei der für die Stadtplanung zuständigen 
Abteilung des Bezirksamtes kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-155a  

im Bezirk Neukölln, Ortsteil Buckow
Vom 3. November 2020

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von 
Berlin unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Absatz 2a des Baugesetzbuchs beachtlich sind. 
Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in Satz 1 
Nummer 1 bis 3 und Satz 2 genannten Verletzungen oder Fehler ge-
mäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und die in Satz 1 Num-
mer 4 genannte Verletzung gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 3. November 2020

Bezirksamt Neukölln von Berlin

Martin  H i k e l
Bezirksbürgermeister

Jochen  B i e d e r m a n n
Bezirksstadtrat
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. I 
S. 1728) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 Absatz 3 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zu-
letzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. 
S. 807) geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt Mitte von 
Berlin:

§ 1
Der Bebauungsplan 1-81 vom 10. Februar 2020 für die zwischen 

Brückenstraße und Michaelkirchstraße an die Spree angrenzenden 
Grundstücke Brückenstraße 6 (tlw.), Hinter Rungestraße 22, 21C, 
21F, Köpenicker Straße 60, 70, 73, Rungestraße 18A (tlw.) und die 
Flurstücke 41, 42 (tlw.), 284 (tlw.) sowie die Grundstücke Hinter 
Rungestraße 19 und 20 im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte, wird fest-
gesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermes-

sung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können bei der für die Stadtplanung 
zuständigen Abteilung des Bezirksamtes kostenfrei eingesehen 
werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 1-81 

im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte
Vom 17. November 2020

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Mitte von Berlin schriftlich geltend ma-
chen. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begrün-
den soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Verletzungen oder Mängel 
gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 17. November 2020

Bezirksamt Mitte von Berlin

v.  D a s s e l
Bezirksbürgermeister 

G o t h e
Bezirksstadtrat für 

Stadtentwicklung, Soziales  
und Gesundheit
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Auf Grund des § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist, in 
Verbindung mit § 6 Absatz 3 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 
12. Oktober 2020 (GVBl. S. 807) geändert worden ist, verordnet das 
Bezirksamt Mitte von Berlin:

§ 1
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan III-34-1 VE vom 23. Sep-

tember 2018 mit Deckblatt vom 6. März 2019, geändert am 10. De-
zember 2019 für das Grundstück Sellerstraße 17 im Bezirk Mitte, 
Ortsteil Wedding, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch 
Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans III-34 im Be-
zirk Mitte, Ortsteil Wedding, vom 19. September 1975 (GVBI. 
S. 2496) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann beim 

Bezirksamt Mitte von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Soziales 
und Gesundheit, Fachbereich Kataster und Vermessung, beglaubigte 
Abzeichnungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans können 
beim Bezirksamt Mitte von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, 
Soziales und Gesundheit, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadt-
planung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht kostenfrei 
eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans III-34-1 VE 

im Bezirk Mitte, Ortsteil Wedding
Vom 17. November 2020

§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Mitte von Berlin 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Absatz 2a des Baugesetzbuchs beachtlich sind. Nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in Satz 1 Nummer 
1 bis 3 und Satz 2 genannten Verletzungen oder Fehler gemäß § 215 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs und die in Satz 1 Nummer 4 genannt 
Verletzung gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 17. November 2020

Bezirksamt Mitte von Berlin
v.  D a s s e l

Bezirksbürgermeister
G o t h e

Bezirksstadtrat für Stadtent-
wicklung, Soziales 

und Gesundheit
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über jagdbare  

Tierarten und Jagdzeiten
Vom 18. November 2020

Auf Grund des § 26 Absatz 1 und 2 des Landesjagdgesetzes in der 
Fassung vom 25. September 2006 (GVBl. S. 1006), das durch Arti-
kel 31 des Gesetzes vom 2. Februar 2018 (GVBl. S. 160) geändert 
worden ist, verordnet die für Jagdwesen zuständige Senatsverwaltung:

Artikel 1
Die Verordnung über jagdbare Tierarten und Jagdzeiten vom  

21. Februar 2007 (GVBl. S. 114), die durch Verordnung vom  
9. Oktober 2008 (GVBl. S. 279) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1. In § 2 werden die Wörter „zuletzt geändert durch Verordnung 

vom 25. April 2002 (BGBl. I S. 1487)“ durch die Wörter „die 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 7. März 2018 (BGBl. I 
S. 226) zuletzt geändert worden ist,“ ersetzt und die Wörter  
„Schwarzwild (Sus scrofa): Überläufer, Frischlinge, Keiler und 
nichtführende Bachen ganzjährig führende Bachen vom 1. Ok-
tober bis 31. Januar (deren Frischlinge sechs Monate alt sein 
sollen)“ gestrichen.

2. § 4 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Ausnahmegenehmigungen für Tierarten, die der Richt linie 

2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. 
November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten 
(ABl. L 20 vom 26.1.2010, S.7), die zuletzt durch Artikel 5 der Ver-
ordnung (EU) 2019/1010 (ABl. L 170 vom 25.6.2019, S. 115) ge-
ändert worden ist, unterliegen oder im Anhang IV der Richtlinie 
92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürli-
chen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen 
(ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 
2013/17EU (ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 193) geändert worden 
ist, aufgeführt sind, erteilt die Jagdbehörde im Einvernehmen mit 
der obersten Naturschutzbehörde.“

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 18. November 2020

Senatsverwaltung für Umwelt, 
Verkehr und Klimaschutz

R.  G ü n t h e r
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unterrichtspraktischen Prüfungen oder den beiden Kolloquien oder 
der einen unterrichtspraktischen Prüfung und dem einen Kolloquium 
der Seminarleiterin oder dem Seminarleiter mit einer Note ausgewie-
sene Gutachten über den jeweiligen Ausbildungsstand der Lehramts-
anwärterin oder des Lehramtsanwärters vor. Ist die Lehramtsanwärte-
rin oder der Lehramtsanwärter zum Zeitpunkt der Anfertigung der 
Gutachten mehreren Ausbildungsschulen zugewiesen, fertigt jede 
Schulleiterin oder jeder Schulleiter ein Gutachten. Diese Gutachten 
werden zu einer arithmetisch ermittelten Note mit zwei Dezimalstel-
len hinter dem Komma zusammengerechnet. Aus den Noten der 
Fachseminarleiterinnen und Fachseminarleiter sowie der Schulleite-
rin oder des Schulleiters wird die Ausbildungsnote durch die Semi-
narleiterin oder den Seminarleiter auf zwei Dezimalstellen nach dem 
Komma errechnet.

§ 5 
Modulprüfungen

(1) Wenn eine Unterrichtserprobung der Aufgabenstellung auf 
Grund von Infektionsschutzmaßnahmen nicht möglich ist, werden 
Aufgaben bei Modulprüfungen abweichend von § 16 Absatz 1 Satz 7 
VSLVO so gestellt, dass sie auch ohne unterrichtspraktische Erpro-
bung gelöst werden können.

(2) Eine mündliche oder multimediale Modulprüfung nach § 16 
VSLVO kann in begründeten Einzelfällen und bei Vorliegen der tech-
nischen Möglichkeiten auch auf elektronischem Weg über eine Bild- 
und Tonverbindung (Videotelefonie) abgelegt werden. Hierbei ist die 
Einwilligung aller an der Prüfung beteiligter Personen (Prüfungskan-
didatin oder Prüfungskandidat sowie Prüferinnen und Prüfer) erfor-
derlich. Lehnt die Prüfungskandidatin oder der Prüfungskandidat die 
Videotelefonie ab, dürfen ihr oder ihm dadurch keine Nachteile ent-
stehen. Aufzeichnungen oder Speicherung des Inhalts der Bild- und 
Tonverbindung (Videotelefonie) erfolgen nicht. Sofern die Lehramts-
anwärterin oder der Lehramtsanwärter nicht persönlich bekannt ist, 
ist deren oder dessen Identität vor Prüfungsbeginn in geeigneter 
Weise, beispielsweise durch Vorlage oder elektronische Übermittlung 
eines amtlichen Lichtbildausweises, festzustellen.

(3) In Abweichung von § 16 Absatz 9 VSLVO werden Modulprü-
fungen, die mit einer Note schlechter als 4,00 abgeschlossen werden, 
bis spätestens drei Wochen vor Durchführung der beiden unterrichts-
praktischen Prüfungen oder der beiden Kolloquien oder der einen 
unterrichtspraktischen Prüfung und des einen Kolloquiums, bei 
Durchführung an verschiedenen Tagen vor Durchführung der ersten 
unterrichtpraktischen Prüfung oder des ersten Kolloquiums, einmal 
erneut durchgeführt. Die Entscheidung über den Termin der erneuten 
Prüfung trifft die Seminarleiterin oder der Seminarleiter. Für die er-
neute Prüfung kann die Lehramtsanwärterin oder der Lehramtsan-
wärter eine andere Form der Modulprüfung als bei der Erstprüfung 
wählen.

§ 6 
Zulassung zu den Prüfungen

(1) Abweichend von § 19 Absatz 1 VSLVO erfolgt die Zulassung 
zu den beiden unterrichtspraktischen Prüfungen oder zu den beiden 
Kolloquien oder zu einer unterrichtspraktischen Prüfung und zu 
einem Kolloquium spätestens zehn Tage vor deren Durchführung, bei 
Durchführung an verschiedenen Tagen vor Durchführung der ersten 
unterrichtspraktischen Prüfung oder des ersten Kolloquiums. Die 
Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter werden spätestens 
drei Wochen vor der ersten unterrichtspraktischen Prüfung oder dem 
ersten Kolloquium über den vorgesehenen Termin informiert. Der 

Auf Grund von § 10 Absatz 5 Nummer 2 bis 5 und § 13 Absatz 3 
des Lehrkräftebildungsgesetzes vom 7. Februar 2014 (GVBl. S. 49), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. März 2018 (GVBl. 
S. 174) geändert worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für Bil-
dung, Jugend und Familie:

Die Bestimmungen der Verordnung über den Vorbereitungsdienst 
und die Staatsprüfung für Lehrämter vom 23. Juni 2014 (GVBl. 
S. 228), die zuletzt durch Artikel 30 der Verordnung vom 1. Septem-
ber 2020 (GVBl. S. 683) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung (im Folgenden: VSLVO), gelten mit folgenden Maßgaben:

§ 1 
Zusammensetzung der Staatsprüfung,  

Durchführung von Kolloquien
Kann auf Grund von Infektionsschutzmaßnahmen in einzelnen 

oder in allen Fächern oder Fachrichtungen ein Präsenzunterricht nicht 
stattfinden, wird in den betroffenen Fächern oder Fachrichtungen an-
stelle der unterrichtspraktischen Prüfung ein Kolloquium gemäß § 8 
Absatz 3 durchgeführt, das abweichend von § 18 Absatz 2 VSLVO 
anstelle der unterrichtspraktischen Prüfung Teil der Staatsprüfung ist. 
Auf Antrag der Lehramtsanwärterin oder des Lehramtsanwärters 
kann die unterrichtspraktische Prüfung auch dann durch ein Kollo-
quium ersetzt werden, wenn Präsenzunterricht pandemiebedingt nur 
eingeschränkt stattfindet. Der Antrag ist spätestens eine Woche vor 
dem Prüfungstermin bei der Leiterin oder beim Leiter des Schulprak-
tischen Seminars zu stellen.

§ 2 
Verlängerung des Vorbereitungsdienstes

Auf Antrag der Lehramtsanwärterin oder des Lehramtsanwärters 
können Zeiten, in denen auf Grund von Infektionsschutzmaßnahmen 
kein Ausbildungsunterricht stattfinden konnte, als Abwesenheitszei-
ten im Sinne des § 6 Absatz 7 Satz 1 VSLVO gewertet werden. Die 
Entscheidung hierüber trifft die Leiterin oder der Leiter des Schul-
praktischen Seminars. Der Antrag ist frühestens sechs und spätestens 
vier Monate vor dem voraussichtlichen Ende des Vorbereitungsdiens-
tes gemäß § 6 Absatz 2 VSLVO bei der Leiterin oder beim Leiter des 
Schulpraktischen Seminars zu stellen. In dem Antrag ist der konkrete 
Zeitraum anzugeben, in welchem Ausbildungsunterricht entfallen ist.

§ 3 
Unterrichtsbesuche

Abweichend von § 14 Absatz 2 VSLVO entscheidet die für das 
Schulwesen zuständige Senatsverwaltung unter Beachtung der Fol-
gen von Infektionsschutzmaßnahmen über die Mindestanzahl der 
Unterrichtsbesuche, die die Fachseminarleiterinnen und Fachse-
minarleiter durchführen und die Anzahl der Unterrichtsstunden, die 
die Fachseminarleiterinnen und Fachseminarleiter selbst im Rahmen 
der Veranstaltungen des Fachseminars geben sollen. Wenn von der 
Anzahl der in § 14 Absatz 2 VSLVO vorgesehenen Unterrichtsbesu-
che abgewichen wird, tritt an die Stelle von entfallenen Unterrichts-
besuchen ein Reflexions- und Beratungsgespräch zu einem schriftli-
chen Unterrichtsentwurf der Lehramtsanwärterin oder des Lehramts-
anwärters.

§ 4 
Ausbildungsnote

Für die Bildung der Ausbildungsnote nach § 17 Absatz 2 VSLVO 
legen die Fachseminarleiterinnen oder Fachseminarleiter sowie die 
Schulleiterin oder der Schulleiter vor der Zulassung zu den beiden 

Verordnung
zur Sicherstellung der Staatsprüfung für Lehrämter  

während der COVID-19-Pandemie (SonderVSLVO-COV-19)
Vom 25. November 2020
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Prüfungszeitraum wird jeweils von der für das Schulwesen zuständi-
gen Senatsverwaltung festgesetzt. Die Lehramtsanwärterin oder der 
Lehramtsanwärter wird zu den beiden unterrichtspraktischen Prüfun-
gen oder zu den beiden Kolloquien oder zu einer unterrichtsprakti-
schen Prüfung und zu einem Kolloquium zugelassen, wenn die er-
reichte Ausbildungsnote und die Ergebnisse der beiden Modulprüfun-
gen jeweils mindestens 4,00 lauten und die nach Absatz 2 erforderli-
chen Unterlagen vorgelegt werden. Lautet die Ausbildungsnote oder 
die Note einer oder beider Modulprüfungen schlechter als 4,00 oder 
werden nach Absatz 2 erforderliche Unterlagen auch nach einer 
Nachfrist von drei Tagen aus von der Lehramtsanwärterin oder dem 
Lehramtsanwärter zu vertretenen Gründen nicht vorgelegt, so gilt die 
Staatsprüfung als nicht bestanden. Sie darf nach Maßgabe des § 26 
VSLVO einmal wiederholt werden.

(2) Die Lehramtsanwärterin oder der Lehramtsanwärter reicht spä-
testens drei Wochen vor Durchführung der beiden unterrichtsprakti-
schen Prüfungen oder der beiden Kolloquien oder der einen unter-
richtspraktischen Prüfung und des einen Kolloquiums für die Zulas-
sung folgende Unterlagen ein:
1. eine tabellarische Übersicht über den beruflichen Werdegang, 

einschließlich einer Übersicht über die Tätigkeit im Schuldienst 
seit dem lehramtsbezogenen Masterabschluss, der Ersten Staats-
prüfung oder bei Absolvieren des berufsbegleitenden Vorberei-
tungsdienstes seit dem Diplom-, Master- oder Magisterabschluss,

2. eine Kopie des Zeugnisses über den Masterabschluss oder die 
Erste Staatsprüfung,

3. eine Lehreranwärterin oder ein Lehreranwärter, die oder der nicht 
in sonderpädagogischen Fachrichtungen ausgebildet wird, be-
nennt – unter Beachtung der Regelung in § 8 – für welche beiden 
ihrer oder seiner drei Unterrichtsfächer sowie für welche Klassen 
oder Lerngruppen die Unterrichtsstunden oder die Unterrichtsent-
würfe für die beiden unterrichtspraktischen Prüfungen oder die 
beiden Kolloquien oder die eine unterrichtspraktische Prüfung 
und das eine Kolloquium gezeigt oder angefertigt werden und aus 
welchen Unterrichtsreihen die Themen entnommen werden,

4. eine Lehreranwärterin oder ein Lehreranwärter, die oder der in 
sonderpädagogischen Fachrichtungen ausgebildet wird, und ei ne 
Studienreferendarin oder ein Studienreferendar benennt – unter 
Beachtung der Regelung in § 8 – für welche Klassen oder 
Lerngruppen die Unterrichtsstunden oder die Unterrichtsentwürfe 
für die beiden unterrichtspraktischen Prüfungen oder die beiden 
Kolloquien oder die eine unterrichtspraktische Prüfung und das 
eine Kolloquium gezeigt oder angefertigt werden und aus wel-
chen Unterrichtsreihen die Themen entnommen werden,

5. den Nachweis über die Teilnahme an den Pflichtbausteinen (§ 11 
Absatz 1 VSLVO),

6. den Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an einem Ers-
te-Hilfe-Kurs nach § 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 VSLVO; dies 
gilt nicht, wenn durch die für das Schulwesen zuständige Senats-
verwaltung festgestellt wurde, dass solche Kurse über einen Zeit-
raum von mehreren Wochen vor dem Termin zur Einreichung der 
Unterlagen nicht oder nur eingeschränkt stattgefunden haben.

Eine spätere Änderung der gemäß Satz 1 Nummer 3 erfolgten Fächer-
wahl ist nicht möglich.

§ 7 
Prüfungsausschuss

(1) Für jede Staatsprüfung wird von der für das Schulwesen zu-
ständigen Senatsverwaltung für die beiden unterrichtspraktischen 
Prüfungen oder die beiden Kolloquien oder die eine unterrichtsprak-
tische Prüfung und das eine Kolloquium ein Prüfungsausschuss be-
rufen. Diese Aufgabe kann den Seminarleiterinnen und Seminarlei-
tern übertragen werden.

(2) Den Vorsitz im Prüfungsausschuss führt eine Seminarleiterin 
oder ein Seminarleiter eines Schulpraktischen Seminars, dem die 
Lehramtsanwärterin oder der Lehramtsanwärter nicht angehört. Wei-
terhin kann auch eine Schulleiterin oder ein Schulleiter, der oder dem 
die Lehramtsanwärterin oder der Lehramtsanwärter nicht zugewiesen 

ist, oder eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter der für das Schulwe-
sen zuständigen Senatsverwaltung, die oder der mit den Aufgaben der 
Schulaufsicht befasst ist, den Vorsitz übernehmen.
Weitere Mitglieder des Prüfungsausschusses sind
1. zwei Fachseminarleiterinnen oder Fachseminarleiter; in der Re-

gel diejenigen, deren Fachseminar die Lehramtsanwärterin oder 
der Lehramtsanwärter angehört und in deren Fächern sie oder er 
die unterrichtspraktischen Prüfungen oder Kolloquien durch-
führt;

2. die Leiterin oder der Leiter der Schule oder einer der beiden 
Schulen, der oder denen die Lehramtsanwärterin oder der Lehr-
amtsanwärter angehört, oder in Abweichung zu § 20 Absatz 2 
Satz 3 Nummer 2 VSLVO eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Schulleiterin oder des Schulleiters, die oder den die Schulleiterin 
oder der Schulleiter mit Zustimmung der oder des Prüfungsvor-
sitzenden bestimmt.

Ein Anspruch der Lehramtsanwärterin oder des Lehramtsanwärters 
auf eine bestimmte personelle Zusammensetzung des Prüfungsaus-
schusses besteht nicht.

(3) Im Verhinderungsfalle eines Mitglieds der Prüfungskommis-
sion bestimmt die oder der Vorsitzende ein Ersatzmitglied. Ist die 
oder der Vorsitzende verhindert, so bestellt die für das Schulwesen 
zuständige Senatsverwaltung eine andere Seminarleiterin oder einen 
anderen Seminarleiter für den Prüfungsvorsitz.

(4) Einem Mitglied des zuständigen Personalrats ist die Anwesen-
heit während der beiden unterrichtspraktischen Prüfungen oder den 
beiden Kolloquien oder der einen unterrichtspraktischen Prüfung und 
dem einen Kolloquium zu gestatten. Vor der Bildung des Gesamt-
urteils über die Prüfung ist dem Mitglied des Personalrats Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben, soweit die Prüfungskandidatin oder 
der Prüfungskandidat nicht widerspricht.

§ 8 
Unterrichtspraktische Prüfungen, Kolloquien

(1) Die Lehramtsanwärterin oder der Lehramtsanwärter wird im 
Rahmen der beiden unterrichtspraktischen Prüfungen oder der beiden 
Kolloquien oder der einen unterrichtspraktischen Prüfung und des 
einen Kolloquiums zu zwei Unterrichtsstunden geprüft. Hierfür gilt:
1. Lehreranwärterinnen und Lehreranwärter, die nicht in sonderpäd-

agogischen Fachrichtungen ausgebildet werden, werden jeweils 
zu einer Unterrichtsstunde in den beiden Fächern, die sie gemäß 
§ 6 Absatz 2 Nummer 3 angegeben haben, geprüft,

2. Studienreferendarinnen und Studienreferendare, die nicht in son-
derpädagogischen Fachrichtungen ausgebildet werden, werden 
jeweils zu einer Unterrichtsstunde in ihren beiden Fächern ge-
prüft und

3. Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter mit sonderpäda-
gogischen Fachrichtungen führen die beiden unterrichtsprakti-
schen Prüfungen oder die beiden Kolloquien oder die eine unter-
richtspraktische Prüfung und das eine Kolloquium mindestens zu 
einer der beiden Unterrichtsstunden mit Schülerinnen und Schü-
lern mit sonderpädagogischem Förderbedarf durch. Bei Lehrer-
anwärterinnen und Lehreranwärtern dürfen die Unterrichtsstun-
den nicht beide demselben Fach zugeordnet sein.

(2) Die Prüfung gemäß Absatz 1 zu den zwei geplanten Unter-
richtsstunden erfolgt in verschiedenen Jahrgangsstufen. Lehramtsan-
wärterinnen und Lehramtsanwärter mit dem Ziel des Lehramts an 
Integrierten Sekundarschulen und Gymnasien haben grundsätzlich 
eine Unterrichtsstunde oder ein Kolloquium in der gymnasialen 
Oberstufe und Lehreranwärterinnen und Lehreranwärter grundsätz-
lich eine Unterrichtsstunde oder ein Kolloquium in den Jahrgangs-
stufen eins bis drei und einen in den Jahrgangsstufen vier bis sechs 
abzuhalten. Dies gilt nicht, wenn ein Fach durch zwei sonderpädago-
gische Fachrichtungen ersetzt wird und die Unterrichtsstunden oder 
Kolloquien für eine Schule mit sonderpädagogischem Förderschwer-
punkt durchgeführt werden. Die unterrichtspraktischen Prüfungen 
oder die Kolloquien können an zwei verschiedenen Tagen durchge-
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1,00 bis einschließlich 1,49 sehr gut bestanden,
1,50 bis einschließlich 2,49 gut bestanden,
2,50 bis einschließlich 3,49 befriedigend bestanden,
3,50 bis einschließlich 4,00 ausreichend bestanden,
über 4,00 nicht bestanden.

(5) Der Lehramtsanwärterin oder dem Lehramtsanwärter werden 
im Anschluss an die beiden unterrichtspraktischen Prüfungen oder die 
beiden Kolloquien oder die eine unterrichtspraktische Prüfung und 
das eine Kolloquium die die Beurteilung der Prüfungsleistungen tra-
genden Erwägungen mündlich dargelegt.

(6) Wird eine Lehramtsanwärterin oder ein Lehramtsanwärter nach 
Beginn des Prüfungszeitraumes gemäß § 19 Absatz 1 VSLVO auf 
eigenen Antrag entlassen, so gilt die Staatsprüfung als nicht bestan-
den.

§ 10 
Niederschrift über das Gesamtergebnis der Staatsprüfung

Die über die Prüfungsgegenstände und den Prüfungsverlauf 
aufzunehmende Niederschrift beinhaltet abweichend von § 24 Ab-
satz 2 VSLVO:
1. die Ausbildungsnote gemäß § 4 und die ihr zugrunde gelegten 

Gutachten,
2. Niederschriften über die Modulprüfungen nach § 16 Absatz 7 

VSLVO,
3. bei unterrichtspraktischen Prüfungen die Analysen der Unter-

richtsstunden durch die Prüfungskandidatin oder den Prüfungs-
kandidaten sowie das Analysegespräch,

4. bei Kolloquien die Inhalte des Prüfungsgespräches,
5. die tragenden Erwägungen,
6. das Gesamtergebnis,
7. gegebenenfalls den wesentlichen Inhalt der Stellungnahme des 

Mitglieds des zuständigen Personalrats oder den Widerspruch der 
Lehramtsanwärterin oder des Lehramtsanwärters,

8. besondere Vorkommnisse und
9. die von der Kandidatin oder dem Kandidaten unterschriebenen 

Unterrichtsentwürfe.

§ 11 
Sonderregelung für Lehramtsanwärterinnen  

und Lehramtsanwärter mit dem Fach Religion  
oder dem Fach Humanistische Lebenskunde

Anstelle von § 28 Nummer 5 Teilsatz 1 VSLVO gilt für Lehr-
amtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter mit dem Ziel des Lehr-
amtes an Grundschulen und an Integrierten Sekundarschulen und 
Gymnasien mit dem Fach Religion oder dem Fach Humanistische 
Lebenskunde, die dem Personenkreis des § 15 des Lehrkräfte-
bildungsgesetzes unterfallen, dass im Rahmen der Staatsprüfung in 
Abweichung von § 1 nur eine Unterrichtsstunde oder ein Kolloquium 
im staatlichen Fach durchzuführen ist und die erfolgreich abgelegte 
Prüfung der Religionsgemeinschaft oder der Weltanschauungsge-
meinschaft als zweite Unterrichtsstunde oder zweites Kolloquium 
angerechnet wird.

§ 12 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des  
31. Juli 2021 außer Kraft.

Berlin, den 25. November 2020

Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie

Sandra  S c h e e r e s

führt werden, wenn hierfür eine organisatorische Notwendigkeit be-
steht.

(3) Das Kolloquium wird als Einzelprüfung in Form eines Prü-
fungsgespräches zu jeder Unterrichtsstunde durchgeführt. Es dauert 
30 Minuten. Die Grundlage für das jeweilige Prüfungsgespräch ist ein 
Unterrichtsentwurf. In dem Prüfungsgespräch haben alle Mitglieder 
des Prüfungsausschusses die Möglichkeit, einzelne Aspekte der 
Unterrichtsstunde zu hinterfragen. Die Kolloquien können in begrün-
deten Einzelfällen und bei Vorliegen der technischen Möglichkeiten 
auch auf elektronischem Weg über eine Bild- und Tonverbindung 
(Videotelefonie) durchgeführt werden. § 5 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Der Prüfungsausschuss bildet sich
1. nach der jeweiligen Unterrichtsstunde auf Grund der Planung, 

Durchführung und Analyse der jeweiligen Unterrichtsstunde und 
einem anschließenden Analysegespräch ein Urteil über die unter-
richtspraktischen Leistungen der Lehramtsanwärterin oder des 
Lehramtsanwärters, das in einer Note mündet; dabei ist die Unter-
richtsdurchführung stärker zu berücksichtigen als Planung, Ana-
lyse und Analysegespräch,

2. nach dem jeweiligen Kolloquium auf Grund der Planung und des 
mündlichen Prüfungsgespräches ein Urteil über die Prüfungsleis-
tungen der Lehramtsanwärterin oder des Lehramtsanwärters, das 
in einer Note mündet.

(5) Unterrichtsentwürfe mit dem Thema für die jeweilige Unter-
richtsstunde, die den bei der Meldung zu den beiden unterrichtsprak-
tischen Prüfungen oder zu den beiden Kolloquien oder zu der einen 
unterrichtspraktischen Prüfung und zu dem einen Kolloquium be-
nannten Unterrichtsreihen (§ 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4) 
entstammen müssen, und mit Angaben, aus denen sich deren Bezug 
zu den Rahmenlehrplänen ergibt, sind von der Lehramtsanwärterin 
oder von dem Lehramtsanwärter der oder dem Prüfungsvorsitzenden 
mindestens 72 Stunden vor Beginn der jeweiligen unterrichtsprakti-
schen Prüfung oder des jeweiligen Kolloquiums zu übermitteln. Eine 
zusätzliche Ausfertigung ist am Tag der jeweiligen Prüfung unter-
schrieben vorzulegen.

(6) Bei schuldhaftem Ausbleiben der Lehramtsanwärterin oder des 
Lehramtsanwärters gilt die Staatsprüfung mit diesem Tag als nicht 
bestanden. Die Staatsprüfung gilt auch dann als nicht bestanden, 
wenn die Gründe für das Ausbleiben nicht unverzüglich der oder dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses mitgeteilt werden oder dies-
bezügliche Nachweise, im Krankheitsfall ein ärztliches Attest, nicht 
unverzüglich an diese oder diesen übersandt werden. Ein ärztliches 
Attest muss eine Beschreibung der gesundheitlichen Beeinträchti-
gung und die Angabe der sich daraus ergebenden Auswirkungen auf 
die Prüfung enthalten. Die Vorlage eines amts- oder vertrauensärztli-
chen Zeugnisses kann verlangt werden.

§ 9 
Verfahren zur Bildung einer Gesamtnote

(1) Der Prüfungsausschuss bildet unter Heranziehung der Ausbil-
dungsnote gemäß § 4, der Noten der beiden unterrichtspraktischen 
Prüfungen oder der beiden Kolloquien oder der einen unterrichtsprak-
tischen Prüfung und des einen Kolloquiums und der Noten der beiden 
Modulprüfungen das Gesamtergebnis der Staatsprüfung.

(2) Wird eine der unterrichtspraktischen Prüfungen oder eines der 
Kolloquien mit „mangelhaft“ oder schlechter und die andere Prüfung 
mit „ausreichend“ oder schlechter benotet oder wird eine der unter-
richtspraktischen Prüfungen oder eines der Kolloquien mit „ungenü-
gend“ benotet, so ist die Staatsprüfung nicht bestanden.

(3) Die Gesamtnote der Staatsprüfung wird zu 20 vom Hundert aus 
der Ausbildungsnote gemäß § 4 sowie zu je 20 vom Hundert aus den 
Noten der beiden unterrichtspraktischen Prüfungen oder der beiden 
Kolloquien oder der einen unterrichtspraktischen Prüfung und des 
einen Kolloquiums und zu je 20 vom Hundert aus den Noten der 
beiden Modulprüfungen auf zwei Dezimalstellen errechnet. Die dritte 
Dezimalstelle wird nicht gerundet, sondern bleibt unberücksichtigt.

(4) Das Gesamtergebnis der Staatsprüfung lautet bei einem Noten-
durchschnitt von
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Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Dreiundzwanzigsten Staatsvertrages 

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

Es wird bekannt gegeben, dass der seitens Berlin am 25. Oktober 
2019 unterzeichnete Staatsvertrag nach dessen Artikel 2 Absatz 2 
Satz 1 am 1. Juni 2020 in Kraft getreten ist.

Berlin, den 12. November 2020 

Der Regierende Bürgermeister 
Michael  M ü l l e r
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